
Arbeiterstreiks, Panzer, 
Zugeständnisse.

Der Kampf  um soziale Gerechtigkeit
1948 und 1953.

Streiks und Proteste in Stuttgart („Stuttgarter 
Vorfälle“). In der US-amerikanischen und eng-
lischen Besatzungszone kommt es zu Streiks 
und Protesten für Preisregulierung, Lohnerhö-
hung und Mitbestimmung, die in Stuttgart zu 
schweren Unruhen führen. 
Sie werden durch die US-Militärpolizei mit Pan-
zern und Tränengas beendet. Der Militärgou-
verneur der amerikanischen Besatzungszone, 
General Clay, verhängt ein Ausgehverbot für die 
Bewohner der ganzen Stadt. 
Hintergrund ist eine Wucher-Preisentwicklung, 
die von den Gewerkschaften als Folge der Po-
litik des Wirtschaftsrates in Frankfurt, angese-
hen wird. Mit der Währungsreform vom Juni 
1948 war nach der Einführung der DM vom 
24.06.1948, die Aufhebung jener Preiskontrol-
len durchgesetzt. Arbeiter und Angestellte for-
dern ihre Wiedereinführung.

28.10.1948

Wirtschaftsdirektor Ludwig Erhard versucht in 
einer Rundfunkansprache glaubhaft zu machen, 
dass nicht „falsche Wirtschaftspolitik für diese 
Erscheinungen verantwortlich“ sei und der Ge-
werkschaft die „Rettung des unhaltbaren Dog-
mas der kollektivistischen Wirtschaft“ und eine 
Auffassung von Planwirtschaft vorgeworfen, die 
nichts anderes als „Zwangswirtschaft mit ver-
hängnisvollen Wirkungen“ sei und darauf hin-
gewiesen, dass „die verdächtige Sympathie der 
Ost-Zonen-SED mit dieser Aktion gefährlich ist 
und höchst bedenklich stimmen muss“.

11.11.1948
Der Berliner Streik wird in der DDR bekannt. 
In Hunderten von Orten finden Demons-
trationen statt. Sie begannen zumeist mit 
Märschen von streikenden Arbeitern, denen 
sich Lehrlinge und Rentner, Hausfrauen und 
Geschäftsleute anschließen. Protestveran-
staltungen gibt es auch in Dörfern. Die hef-
tigsten Proteste finden in den traditionellen 
Arbeiterhochburgen statt und erfassen auch 
die Basis der SED. 
Vielerorts kommt es zu Ausschreitungen, 
mancherorts zu Verwüstung von staatlichen 
Einrichtungen und Parteibüros, zur Erstür-

17.06.1953

In der Nachtsitzung des ZK der SED spricht Kurt Hager von „Ar-
beitern, die auf die Straße gegangen waren, nicht weil sie Row-
dies waren, sondern weil aus ihnen all das an Unzufriedenheit 
herausbrach, was sich bei ihnen seit acht Jahren angesammelt 
hatte.“

21.06.1953

Bekanntmachung des Beschlusses des Minis-
terrates der DDR zur Erhöhung der Arbeits-
normen für Industrie und Bauwesen, was 
im Juni dann von den Arbeitern als Lohnein-
buße erlebt wird. Die wirtschaftspolitischen 
Maßnahmen ab Herbst 1952 hatten bereits 
zu einem spürbaren Sozialabbau in der DDR 
geführt. Einige Preise für lebensnotwendige 
Güter waren erhöht worden, Bevölkerungs-
gruppen erhielte keine Lebensmittelkarten 
mehr, Steuern wurden für Freischaffende, 
Handwerker, Gewerbetreibende und Groß-
bauern erhöht. Die Bürger der DDR erlebten 
im Gefolge gravierende Versorgungslücken. 

28.05.1953

Erste offene Protestaktion auf der Berliner Großbaustelle Stalinallee. Eine Delegation wird beauftragt 
Ministerpräsident Grotewohl die Forderung zu überbringen, die Normerhöhung bis zum Mittag des 
Folgetages zurückzunehmen.

15.06.1953

Die Zeitungen „Neues Deutschland“ (Zentralorgan der SED) 
und die Gewerkschaftszeitung „Tribüne“ verteidigen in ihren 
früh erscheinenden Ausgaben die Normerhöhungen und der 
Westberliner Rundfunksender RIAS beginnt über die Streiks in 
Ostberlin zu berichten.
Im Verlaufe des Tages wird der Beschluss zur administrativen 
Erhöhung der Normen zurück genommen. Das dringt jedoch 
nicht mehr durch.
Bauarbeiter bilden von der Stalinallee einen großen Demons-
trationszug bis zum Haus der Ministerien. Insbesondere durch 
den RIAS informiert, schließen sich immer mehr, darunter 
Westberliner an. Gefordert werden: Auszahlung der Löhne 
nach alten Normen, Senkung der Lebenshaltungskosten, freie, 
geheime Wahlen, keine Maßregelung der Streikenden und  
ihrer Sprecher.

16.06.1953

Bekanntmachung des Beschlusses über die Regelung der 
Bezahlung ausgefallener Arbeitszeit infolge Arbeitsniederle-
gungen.

25.06.1953
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Generalstreik in der Bizone, dem Zusammenschluss 
von US-amerikanischer und englischer Besatzungszo-
ne. In der französischen wird der Streik streng verboten.  
Es ist der größte Streik in Deutschland seit dem Kapp-
Putsch. Über neun Millionen Arbeitnehmer aus Indus-
trie, Handwerk, Handel und Verkehrswesen -  
72 Prozent der 11,7 Millionen Beschäftigten dieses 
Gebietes stehen im Generalstreik, gegen Ludwig Er-
hard und die Einführung der Marktwirtschaft, gegen 
Preistreiberei der Unternehmer, für Lohnerhöhungen 
und mehr Wirtschaftsdemokratie.  Gefordert werden 
Wiederherstellung der staatliche Bewirtschaftung im 
Ernährungssektor, Planung und Lenkung im gewerb-
lich-industriellen Sektor, Außenhandel und Groß-
verkehr, Überführung der Grundstoffindustrien und 

Eruptionen, denn im Zentrum der Proteste seht der 
einflussreichste Mann westzonaler Wirtschaftspoli-
tik, Ludwig Erhard, und mit ihm das Konstrukt sozialer 
Marktwirtschaft. 
Kurz nach dem Streik erhält Ludwig Erhard ein Tele-
gramm vom Vorsitzenden der CDU, Konrad Adenauer, 
mit der Aufforderung, mit allen „zur Verfügung ste-
henden Mitteln gegen unbegründete Preissteige-
rungen“ vorzugehen und die „Angleichung zurückge-
bliebener Löhne und Bezüge an das Preisniveau“ zu 
beschleunigen. 
Ein Streikerfolg der Gewerkschaften hätte möglicher-
weise zum Stopp der Restauration der alten Besitzver-
hältnisse geführt und der Weg in die Wirtschaftsde-
mokratie wäre vor Gründung der BRD frei gewesen. 

NZT 10.11.1948
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Kreditinstitute in Gemeinwirtschaft, Demokra-
tisierung der Wirtschaft und gleichberechtigte 
Mitwirkung der Gewerkschaften in allen Organen 
der wirtschaftliche Selbstverwaltung.
Die Militärgouverneure befürchteten politische 

11.06.1953

Unvermittelt werden die meisten Einschnitte 
in das Lebensniveau der Bürger zurückge-
nommen. Mitarbeiter, die in Staatorganen, 
Parteien und Organisationen an den Maß-
nahmen des Sozialabbaus mitgewirkt hat-
ten, werden unglaubwürdig. Die Arbeiter 
in Industrie und Bauwesen sind verbittert, 
denn die Normerhöhungen für sie werden 
nicht zurück genommen.

Unmut erfasst immer mehr Teile der Bevöl-
kerung.

mung von Haftanstalten und MfS-Dienst-
stellen, zu Misshandlung von Polizisten, (sie 
hatten den Befehl, keine Schusswaffen ein-
zusetzen) und von Funktionären. Gefordert 
werden inzwischen: Gesamtdeutsche, freie 
Wahlen, sofortiger Friedensvertrag, Abzug 
aller Besatzungstruppen, Presse- und Funk-
freiheit, Preissenkung in der HO um 40%, 
Mitbestimmung der Gewerkschaft beim ZK 
und der Regierung, Freilassung unschuldig 
Inhaftierter.
Die sowjetische Besatzungsmacht verhängt 
den Ausnahmezustand, Panzer fahren auf, 
die Erhebung wird beendet.

Neues Deutschland,  
Berliner Bauarbeiter demonstrieren für 

die Senkung der Arbeitsnormen
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